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Drucksache V/3563 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. November 1968 

III/l— 68070 — 6165/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 172/67/EWG über die Grundregeln zur Denaturierung 
von Weizen und von zur Brotherstellung geeignetem 
Roggen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 15. Novem- 
ber 1968 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit einer alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 172/67/EWG über die 
Grundregeln zur Denaturierung von Weizen und von zur 
Brotherstellung geeignetem Roggen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Getreide^), zuletzt geändert 
durch Verordnung (EWG) Nr. 1601/68 2), insbeson- 
dere auf Artikel 23 Absatz 4 a. 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Verordnung Nr. 172/(. . .)/EWG des Rates vom 
27. Juni 1967 über die Grundregeln zur Denatu- 
rierung von Weizen und von zur Brotherstellung 
geeignetem Roggen^), geändert durch Verordnung 
(EWG) Nr. 644/68 des Rates vom 29. Mai 1968 4), 
sieht in Artikel 6 a eine Subventions- und Abgabe- 
regelung vor, durch welche das Gleichgewicht zwi- 
schen dem Markt für denaturierten Weichweizen 
und dem für sonstige Futtergetreide wiederherge- 
stellt werden soll, wenn Italien die ihm in Artikel 23 
der Verordnung Nr. 120/67/EWG gebotenen Mög- 
lichkeiten wahrnimmt. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2269/67 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 253 
vom 16. Oktober 1968, S. 2 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2602/67 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 122 
vom 30. Mai 1968, S. 3 


Wie bei Futtergetreide ist hierzu für den Her- 
kunftsmitgliedstaat die Möglichkeit vorzusehen, dem 
Absender auf dessen Antrag die Subvention zu 
zahlen, die Italien für Lieferungen von denaturier- 
tem Weichweizen gewährt, wobei der Herkunftsmit- 
gliedstaat die italienische Republik von dieser Zah- 
lung zu unterrichten hat — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Absatz 1 und der Text nach dem zweiten Gedan- 
kenstrich des Absatzes 2 von Artikel 6 a der Ver- 
ordnung Nr. 172/67/EWG werden durch folgenden 
Wortlaut ergänzt: 

„...., es sei denn, diese Subvention wurde dem 
Absender des Getreides auf dessen Antrag vom 
Herkunftsmitgliedstaat gezahlt, der die Italie- 
nische Republik hiervon unverzüglich unterrichtet. 
Italien hält alle Mitgliedstaaten ständig auf dem 
laufenden über die Höhe der jeweils geltenden 
Subvention". 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Es hat sich als notwendig erwiesen, die Regelung 
über die Bezahlung der Subventionen im Falle einer 
Anwendung von Artikel 6^^® der Verordnung Nr. 
172/67/EWG geschmeidiger zu gestalten. Es ist in 
der Tat zweckmäßig, demjenigen, der aus der Ge- 
meinschaft stammende denaturierte Weichweizen 
liefert, für den die in Artikel 6 vorgesehene 
Subvention zu gewähren ist, die Möglichkeit einzu- 
räumen, die Bezahlung dieser von Italien zu gewäh- 
renden Subvention von der Verwaltung seines eige- 
nen Landes zu verlangen. Dem betreffenden Mit- 
gliedstaat muß daher das Recht zur Zahlung ein- 
geräumt werden. Die finanziellen Auswirkungen für 
den europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft bleiben die gleichen, da die 
Vergütung der Subvention unabhängig davon, wel- 
cher Mitgliedstaat die Zahlung vorgenommen hat, 
vollständig zu Lasten des Fonds geht. Es erscheint 
jedoch zweckmäßig, eine Verpflichtung zu gegen- 
seitigen Informationen vorzusehen, um doppelte Be- 
zahlung zu verhindern. 
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